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Viele Jahre lang wurden Klimawandel und Kli-
mapolitik als geschlechtsneutral betrachtet. So 
enthalten weder die Klimarahmenkonvention 
von 1992 noch das Kyoto-Protokoll von 1997 
Referenzen zu Gender oder Frauen. Seit einiger 
Zeit wird das Thema Geschlechtergerechtigkeit 
jedoch stärker wahrgenommen, und es hält in der 
internationalen Klimapolitik Einzug in Beschlüs-
se, Arbeitsprogramme, Workshops und Empfeh-
lungen unter der UN-Klimarahmenkonvention 
(United Nations Framework Convention on Cli-
mate Change, UNFCCC).
Erstmals wurde das Geschlechterthema 2001 
im UNFCCC-Prozess aufgegriffen, zunächst 
mit dem Fokus auf die Beteiligung von Frauen 
in den Gremien der Klimarahmenkonvention 01 – 
ein Beschluss, der weitgehend folgenlos blieb. Im 
Laufe der folgenden Jahre wurde eine Reihe in-
haltlicher Genderreferenzen in Beschlüsse und 
Arbeitsprogramme eingebaut: Anpassungspro-
gramme sollen auf einem geschlechtersensiblen 
und partizipatorischen Ansatz basieren, bei allen 
Aktivitäten im Bereich Kapazitätsentwicklung 
sollen Geschlechteraspekte berücksichtigt wer-
den, und auch in allen Elementen von Artikel 6 
der Klimarahmenkonvention – Bildung, Training, 
Fortbildung, Bewusstseinsbildung, Partizipation, 
Zugang zu Information – soll Gender als Quer-
schnittsthema berücksichtigt werden.
Seit 2012 ist „Gender und Klima“ als fester 
Punkt auf der Tagesordnung der Vertragsstaaten-
konferenzen verankert; zudem wurden weiterge-
hende Vereinbarungen zur Geschlechterparität in 
Delegationen, Verhandlungsgruppen und Kon-
sultationsmechanismen vereinbart. 02 Auch wur-
den erste Schritte in Richtung einer gendersensi-
blen Klimapolitik verabredet. Nach vielen Jahren 
der Aufklärungs- und Überzeugungsarbeit durch 
Frauenorganisationen wie GenderCC – Women 
for Climate Justice war dies ein großer Sprung 
nach vorn.
Um die Umsetzung der bisherigen Beschlüsse 
voranzutreiben, wurde 2014 ein zweijähriges Ar-
beitsprogramm, das Lima Work Programme on 
Gender, 03 verabschiedet. In der Begründung wird 
zum ersten Mal im UNFCCC-Prozess konsta-
tiert, dass Gender Mainstreaming (siehe Kasten) 
in Bezug auf alle relevanten Aktivitäten unter 
der Konvention notwendig ist und dass gender-
responsive Maßnahmen einen wichtigen Beitrag 
zu Erhöhung der Wirksamkeit der Klimapolitik 
leisten. In diesem Kontext gab es in der englisch-
sprachigen Diskussion einen fliegenden Wechsel 
vom Begriff gender-sensitive zum Begriff gender-
responsive. In Anlehnung an die Terminologie 
anderer internationaler Organisationen wie die 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) oder UN 
Women, die Frauenrechtsorganisation der Ver-
einten Nationen, werden sie wie folgt umrissen: 
Während gender-sensitive die soziokulturellen 
Faktoren von Geschlechterungleichheit berück-
sichtigt, um die Diskriminierung nicht zu ver-
stärken, zielt gender-responsive dagegen darauf 
ab, durch die Gestaltung von Maßnahmen akti-
ve Beiträge zur Geschlechtergerechtigkeit zu leis-
ten. 04 Verbindliche Vereinbarungen über die De-
finitionen wurden jedoch nicht getroffen, und es 
bleibt offen, inwieweit die gesellschaftlichen und 
strukturellen Ursachen der Ungleichheiten im 
Sinne eines transformatorischen Verständnisses 
behandelt werden sollen.
Die bisher genannten Beschlüsse sind Ver-
tragsstaatenentscheidungen, deren Verbindlich-
keit noch nicht abschließend geklärt ist. 05 Gen-
der ist aber zum Beispiel auch in der Präambel 
des Pariser Klimaabkommens 2015 verankert, 
das aufgrund des Ratifizierungsverfahrens völ-
kerrechtlich verbindlich ist. Dort wird gefor-
dert, Menschenrechte, Geschlechtergerechtig-
keit und das Empowerment von Frauen bei 




ZUM VERSTÄNDNIS VON GENDER – GESCHLECHT – GESCHLECHTERVERHÄLTNISSEN 
Der Begriff „Gender“ bezeichnet das soziale Geschlecht, das im Gegensatz zum biologischen Ge-
schlecht durch Erziehung, gesellschaftliches Rollenverständnis und Rollenzuschreibungen geprägt ist. 
Gender kann als eine wesentliche Kategorie betrachtet werden, die gesellschaftliche Strukturen prägt. 
Es ist ein gesellschaftliches Gliederungsprinzip, das Männer und Frauen in Geschlechterverhältnissen 
und damit verbundenen Hierarchien positioniert, das heißt, es geht immer auch um Ungleichheit und 
Machtverhältnisse. Im alltäglichen Miteinander werden das soziale Geschlecht sowie die persönliche 
Geschlechtsidentität von den Menschen selbst aktiv hergestellt und reproduziert – in der Forschung 
wird dies als „doing gender“ bezeichnet. „Männer“ und „Frauen“ sind zudem keine einheitlichen 
Gruppen, sondern unterscheiden sich beispielsweise nach Bildungsstatus, Einkommen, Versorgungs- 
und Lebensform. 
Das seit 2000 in der gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien verankerte Prinzip 
des Gender Mainstreaming ist auch in der Klimapolitik umzusetzen. Hier gilt es, die Geschlechterver-
hältnisse in den Blick zu nehmen und die Fragen der Geschlechtergerechtigkeit mit weiteren Aspekten, 
etwa der ökonomischen Situation, dem Alter oder dem kulturellen Hintergrund zu verknüpfen. All dies 
muss auf nationaler und internationaler Ebene durch entsprechende Regelungen institutionell und po-
litisch verankert und mit Instrumenten, wie dem Gender Impact Assessment (Gleichstellungswirkungs-
prüfung), unterstützt werden.
Bei der jüngsten Vertragsstaatenkonferenz im 
November 2017 in Bonn wurden die UNFCCC-
Beschlüsse zu Gender, die sich als Aufträge an 
die Regierungen verstehen lassen, in Form ei-
nes Gender-Aktionsplans (Gender Action Plan) 
konkretisiert. Er umfasst prioritäre Handlungs-
felder, zentrale Aktivitäten und Indikatoren, 
Zeitpläne für die Umsetzung sowie Zuständig-
keiten und geschätzte Budgetaufwendungen und 
schließlich Mechanismen für Überprüfung und 
Erfolgskontrolle. Die Elemente des Plans wur-
den in fünf Cluster zusammengefasst: a) Kapazi-
tätenaufbau, Wissensaustausch und Kommuni-
kation; b) Geschlechterparität, Beteiligung und 
01 Vgl. UNFCCC, Improving the Participation of Women in the 
Representation of Parties in Bodies Established Under the United 
Nations Framework Convention on Climate Change or the Kyoto 
Protocol, Decision 36/CP.7, Marrakesch 2001.
02 Vgl. UNFCCC, Promoting Gender Balance and Improving 
the Participation of Women in UNFCCC Negotiations and in 
the Representation of Parties in Bodies Established Pursuant 
to the Convention or the Kyoto Protocol, Decision 23/CP.18, 
Doha 2012.
03 Vgl. UNFCCC, Lima Work Programme on Gender, Decision 
18/CP.20, Lima 2014.
04 Vgl. UNFCCC, Report on the In-Session Workshop on 
Gender-Responsive Climate Policy with a Focus on Mitigation 
Action and Technology Development and Transfer, Paris 2015.
05 Vgl. Nicky Broeckhoven, Integrating Gender into the Rio 
Conventions. An International Legal Perspective, Gent 2016.
06 Vgl. UNFCCC, Paris Agreeement, o. O. 2015, http://unfccc.int/
files/essential_background/convention/application/pdf/ english_ 
paris_agreement.pdf, S. 2.
Frauen in Führungsrollen; c) Kohärenz inner-
halb der UNFCCC und mit anderen UN-Or-
ganisationen; d) gendersensible Umsetzung und 
Umsetzungsinstrumente; e) Monitoring und 
Bericht erstattung. 07
Aus dem internationalen Klimaprozess lei-
ten sich also Mandate für eine geschlechterge-
rechte Klimapolitik ab, die sowohl den Klima-
schutz, die Anpassung an Klimaveränderungen 
als auch flankierende Maßnahmen wie Bildung, 
Information und Kapazitätsentwicklung umfas-
sen. Häufig werden diese Vereinbarungen von 
den Industrieländern allerdings als ausschließ-
lich oder zumindest in erster Linie den Globalen 
Süden betreffend wahrgenommen. Erst seit Kur-
zem werden politische Anstrengungen unter-
nommen, die auf eine Veränderung dieser Wahr-
nehmung hinweisen. 
FORSCHUNGSERGEBNISSE  
ZU GENDER UND KLIMA
Vonseiten der deutschen Umweltpolitik wird im-
mer wieder gefordert, dass zunächst belegt wer-
den solle, welche forschungsbasierten Erkennt-
nisse zu den Wirkungen des Klimawandels und 
der entsprechenden Klimapolitik auf die Ge-
schlechterverhältnisse in Deutschland und an-
07 Vgl. UNFCCC, Establishment of a Gender Action Plan, Deci-
sion 3/CP.23, Bonn 2017.
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deren Industrieländern überhaupt vorliegen und 
welchen Mehrwehrt die Integration der Gender-
perspektiven für die Klimapolitik hat.
Wir gehen davon aus, dass jeder Aspekt des 
Klimawandels direkt oder indirekt genderre-
levant ist: die Verursachung von Treibhausgas-
emissionen, die Betroffenheit durch die Folgen 
des Klimawandels und die Anpassung daran, der 
Zugang zu klimarelevanten Ressourcen wie etwa 
Energie- und Transportdienstleistungen, Präfe-
renzen, Optionen und Kapazitäten zur Vermei-
dung von Emissionen auf der Akteursebene und 
letztlich die Auswirkungen politischer Interven-
tionen zum Klimaschutz und zur Anpassung an 
die Wirkungen des Klimawandels.
Eine Auswertung der jüngeren Fachliteratur, 
die im Frühjahr 2017 als Teil unseres gemeinsa-
men Forschungsvorhabens 08 erstellt wurde, zeigt, 
inwieweit sich diese Annahme durch wissen-
schaftliche Ergebnisse belegen lässt. Wir können 
im Folgenden nur ein Fragment der Literatur-
auswertung aus dem Bereich des Klimaschutzes 
wiedergeben, für eine ausführlichere Darstellung 
verweisen wir auf die Publikation mit sämtlichen 
Ergebnissen des Literaturreviews. 09
Geschlechterspezifische 
Unterschiede: CO2-Fußabdruck
In der Klimaforschung werden Genderaspekte 
bisher vor allem auf der Mikroebene der Haus-
halte analysiert, zum Beispiel im Hinblick auf 
den Wärme- und Strombedarf von Frauen und 
Männern und gegebenenfalls verbunden mit wei-
teren sozioökonomischen Kategorien wie Ein-
kommen, Alter oder Bildung. Auch wird danach 
gefragt, ob es einen signifikanten Unterschied in 
den sogenannten carbon footprints, den durch-
schnittlichen Kohlenstoffemissionen, von Män-
08 Das Forschungsvorhaben „Interdependente Genderaspek-
te der Klimapolitik. Gendergerechtigkeit als Beitrag zu einer 
erfolgreichen Klimapolitik: Wirkungsanalyse, Interdependenzen 
mit anderen sozialen Kategorien, methodische Aspekte und 
Gestaltungsoptionen“ wird im Rahmen der Ressortforschung des 
Bundesumweltministeriums und des Umweltbundesamtes gefördert 
und vom Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie, ISOE 
– Institut für sozial-ökologische Forschung sowie GenderCC – 
Women for Climate Justice umgesetzt (Laufzeit: November 2016 
bis Februar 2019).
09 Vgl. Ulrike Röhr/Gotelind Alber/Lisa Göldner, Gendergerech-
tigkeit als Beitrag zu einer erfolgreichen Klimapolitik: Forschungs-
review, Analyse internationaler Vereinbarungen, Portfolioanalyse, 
Dessau 2018, www.umweltbundesamt.de/publikationen/genderge-
rechtigkeit-als-beitrag-zu-einer.
nern und Frauen gibt. Dabei geht es nicht um 
Schuldzuweisungen gegenüber Individuen und 
deren Umweltverhalten, sondern um die zugrun-
de liegenden strukturellen Fragen, die auf dem 
Weg zu einer kohlenstoffarmen Gesellschaft be-
arbeitet werden müssen.
Hier zeigt sich, dass der in vielen Berechnun-
gen deutlich höhere CO2-Fußabdruck von Män-
nern nachweislich aus deren Mobilitätsverhalten 
resultiert, das sich in größeren Autos und häufi-
gerer Nutzung bei längeren zurückgelegten Stre-
cken zeigt. 10 Doing gender – das heißt, der all-
tägliche Prozess, in dem „Geschlecht“ als sozial 
folgenreiche Unterscheidung hervorgebracht und 
reproduziert wird (siehe Kasten) – spielt hier also 
eine erhebliche Rolle. 
Je geschlechtergerechter,  
desto weniger CO2-Emissionen?
Eine Untersuchung der Verbindungen zwischen 
dem Gleichstellungsstatus und der Größe des 
carbon footprints in mehr als hundert Ländern 
aller Weltregionen zeigt, dass nach dem Brutto-
sozialprodukt die Gleichstellung der Geschlech-
ter der Faktor mit den größten Wirkungen auf 
die Minderung von CO2-Emissionen ist. 11 Ähn-
liche Ergebnisse liegen aus Skandinavien vor, 
wo Kommunen, die ihre politischen Maßnah-
men weitestgehend unter Berücksichtigung mög-
licher genderdifferenzierter Wirkungen planen 
und realisieren, auch die höchsten Werte bezüg-
lich ihres Engagements in der Klimapolitik ha-
ben – und umgekehrt. 12 Einschränkend muss aber 
darauf verwiesen werden, dass dabei weitere, in 
den Studien nicht untersuchte Faktoren eine Rol-
le spielen können, etwa der Energiemix bei der 
Stromversorgung oder auch eine vergleichswei-
se fortschrittlichere Haltung, die beides – die Ge-
schlechtergleichstellung wie auch die Klimapoli-
tik – forciert.
Auffällig ist, dass kaum eine der zumeist 
quantitativen Erhebungen zu Einstellungen und 
10 Vgl. Christian Brand et al., Associations of Individual, 
Household and Environmental Characteristics with Carbon Dioxide 
Emissions from Motorised Passenger Travel, in: Applied Energy 
104/2013, S. 158–169.
11 Vgl. Christina Ergas/Richard York, Women’s Status and Car-
bon Dioxide Emissions: A Quantitative Cross-National Analysis, in: 
Social Science Research 4/2012, S. 965–976.
12 Vgl. Christian Dymén/Måns Andersson/Richard Langlais, 
Gendered Dimensions of Climate Change Response in Swedish 
Municipalities, in: Local Environment 9/2013, S. 1066–1078.
Klima APuZ
43
klimabezogenem Verhalten über die Unterschie-
de zwischen den biologischen Geschlechtern hi-
nausgeht. Diese reichen vom immer wieder nach-
gewiesenen höheren Umweltbewusstsein von 
Frauen 13 über die entsprechenden Verhaltens-
änderungen bis hin zur Bereitschaft für Klima-
schutz mehr zu zahlen – trotz des durchschnitt-
lich geringeren Einkommens von Frauen. Fragen 
der strukturellen Gegebenheiten und Machtver-
hältnisse bleiben dabei weitgehend ausgeblendet. 
Die Ergebnisse der Erhebungen bieten da-
mit weder Erkenntnisse für mögliche strukturelle 
Veränderungen, noch weisen sie in Richtung einer 
gesellschaftlichen Transformation. Forschung zu 
den strukturellen Hintergründen der Geschlech-
terdifferenzen steht, mit Ausnahme von psycho-
logischen Ansätzen, somit weitgehend aus. Um 
adäquate Ergebnisse bei den Erklärungen für Un-
terschiede bei den Einstellungen, der Akzeptanz 
oder dem Verhalten im Klimaschutz- und Klima-
anpassungsbereich zu erzielen, ist es daher not-
wendig, „Gender“ mit anderen Variablen zu mes-
sen als mit dem biologischen Geschlecht und der 
bipolaren Aufteilung in männlich und weiblich. 14 
Allerdings mangelt es bisher an Lösungsvorschlä-
gen dafür, wie diese Variablen definiert und ge-
messen werden sollten.
Zwischenfazit
Die Auswertung der Fachliteratur zeigt, dass es 
eine substanzielle Menge von Forschungsergeb-
nissen gibt, die die Relevanz der Geschlechterver-
hältnisse für alle Aspekte von Klimawandel und 
Klimapolitik belegen, und dass sich durch die 
Vielfalt und Breite der Forschungsergebnisse die 
Anschlussfähigkeit an klimapolitische Diskurse, 
Strategien, Programme und die Umsetzung von 
Maßnahmen deutlich verbessert hat. Allerdings 
zeigt sich auch, dass dabei die Treiber von Un-
gleichheit – und damit die genderbedingten Ver-
ursachungen und Auswirkungen des Klimawan-
dels – eher selten im Mittelpunkt stehen. Ebenso 
wenig wird die tendenziell androzentrische Sicht-
weise in Institutionen und Politik thematisiert – 
13 Siehe die alle zwei Jahre erscheinenden Studien des Umwelt-
bundesamtes (UBA) zum Umweltbewusstsein der Bevölkerung in 
Deutschland, www.umweltbundesamt.de/daten/private-haushalte-
konsum/umweltbewusstsein-umweltverhalten.
14 Vgl. Chenyang Xiao/Aaron M. McCright, Explaining Gender 
Differences in Concern About Environmental Problems in the Uni-
ted States, in: Society & Natural Resources 11/2012, S. 1067–
1084.
also die historisch geprägte Sichtweise, die Mas-
kulinitätsmodelle zum Maßstab für „allgemeine“ 
Nützlichkeit erhebt und die Perspektiven auf den 
Klimawandel und auf die Entwicklung von Lö-
sungsansätzen als „genderneutral“ begreift.
SIEBEN TRANSFORMATIVE 
GENDER-DIMENSIONEN
Um die sehr breit gefächerten Erkenntnisse zu 
den Genderaspekten des Klimawandels rich-
tungssicher für die Klimapolitik und deren Um-
setzung handhabbar zu machen, wurden sie 
anhand von sieben Gender-Dimensionen struk-
turiert, die im Rahmen des Projekts des Umwelt-
bundesamtes „Genderaspekte der Klimapolitik“ 
auf der Grundlage bestehender Studien 15 weiter-
entwickelt wurden. In diesen Gender-Dimensio-
nen sehen wir eine Voraussetzung für Geschlech-
tergerechtigkeit in der Klimapolitik: 




Zuschrei bung, Verteilung, Zeit, Stellenwert, 
Instrumentalisierung (GD2);
3. Erwerbsökonomie: horizontale und verti-
kale Segregation, Berufswahl, Vermögens-
verhältnisse (GD3);
4. Öffentliche Ressourcen/Infrastrukturen: 
Bereit stellung, Ausrichtung, Zugang, Ge-
brauchsfähigkeit (GD4);
5. Institutionalisierter Androzentrismus: Mas-




15 Vgl. Jeff Turner/Kerry Hamilton/Meike Spitzner, Women and 
Transport, Studie für das Europäische Parlament, Drucksache IP/ B/
TRAN/ST/2005_008 (PE 375.316), Brüssel, 26. 6. 2006; Irmgard 
Schultz et al., Research on Gender, the Environment and Sustai-
nable Development. Studies on Gender Impact Assessment of the 
5th Framework Programme for Research, Technical Development 
and Demonstration, Frank furt/M. 2001; Mieke Verloo/Connie Rog-
geband, Gender Impact Assessment: The Development of a New 




6. Definitions- und Gestaltungsmacht auf Ak-
teursebene: Teilhabe an und Berücksichti-
gung von Genderexpertise bei Entscheidun-
gen in Wissenschaft, Technik und Politik 
(GD6);
7. Körper und Gesundheit: Privatsphäre (inti-
macy), Gewaltfreiheit (GD7).
Der besondere Wert dieser Gender-Dimensio-
nen liegt darin, dass sie Erkenntnisse für mög-
liche strukturelle Veränderungen bieten und in 
Richtung einer gesellschaftlichen Transforma-
tion weisen. Indem sie nicht auf geschlechts-
hierarchisch geprägte phänomenologische Un-
terschiede qua biologischem Geschlecht mit 
gegebenenfalls nur weiteren soziodemografi-
schen Merkmalsausprägungen fokussieren, son-
dern auf unsere strukturellen gesellschaftlichen 
Genderprobleme – also auf Ungleichheit und 
Machtverhältnisse erzeugende und aufrechter-
haltende Faktoren –, eröffnen sie politische Ge-
staltungsmöglichkeiten. Erst durch diesen Fokus 
lassen sich strukturverändernde und wirksame 
politikpraktische Ansatzpunkte identifizieren, 
derer die Klimapolitik fast mehr noch als andere 
Politikbereiche bedarf.
Es sieht auf der einen Seite fast so aus, als 
wenn diejenige Forschung, die in den vergan-
genen Jahren akademisch unternommen wurde 
und Eingang in akademische Veröffentlichun-
gen findet, strukturelle Zusammenhänge weit-
gehend negiert. Sie scheint den Bezug auf die 
Forschung seit den 1970er bis in die 2000er Jah-
re, die strukturbezogene Ansätze entwickelte, 
verloren zu haben. Auf der anderen Seite ist der 
Bedarf, Strukturen transformativ zu gestalten, 
angesichts der globalen existenziellen Heraus-
forderungen des Klimawandels in der gleichen 
Zeit drastisch deutlicher geworden. Die trans-
formativen Gender-Dimensionen eröffnen hier 
wichtige neue Perspektiven und Chancen, die 
zudem für die praktische politische Umsetzung 
und insbesondere die Anwendung des Gender 
Impact Assessments (GIA) in konkreten Hand-
lungsfeldern der Klimapolitik genutzt werden 
können. 
Welchen Weg weisen nun Erkenntnisse zu 
den Wirkungsmechanismen zwischen Klimapo-
litik und transformativen Gender-Dimensionen, 
wenn diese den Blick auf systemische Zusam-
menhänge richten und zugleich in umsetzbare 
Klimapolitiken überführt werden sollen? Wie ist 
zum Beispiel eine klimarelevante Versorgungs-
politik zu konzipieren, etwa eine Energiepoli-
tik, die die Versorgungsökonomie als zugehörig 
zu Männlichkeit begreift, als Teil öffentlicher und 
politischer Verantwortung einschließt und ver-
sorgungsökonomische Beiträge von der Wirt-
schaft einfordert (GD2)? Wie kann eine entspre-
chende Energiepolitik aussehen, die die weiblich 
konnotierte Versorgungsökonomie und das Pri-
vate nicht be-, sondern entlastet? 16 
Oder, um die Perspektive an einem anderen 
Beispiel zu verdeutlichen: Wie kann die Forde-
rung der Klimapolitik nach Verkehrsvermeidung 
klimapolitisch durchgesetzt werden – angesichts 
institutionalisierter Androzentrismen, 17 die das 
Handlungsfeld Verkehr anhand technischer Vehi-
kel anstatt lebensweltlicher Mobilitätsbedürfnisse 
strukturieren (GD5)? Wie wird ihr das möglich, 
angesichts einer aus androzentrischen Narrati-
ven konstruierten übergreifenden symbolischen 
Ordnung (GD1), die die strukturelle Erzeugung 
von „Verkehr“ als Erscheinungsform von Moder-
nität und Wachstum als hinnehmbar postuliert? 
Wie kann Klimapolitik die symbolische Ordnung 
dahingehend beeinflussen, dass stattdessen Ver-
kehrserzeugung als gesellschaftlicher Kostenver-
ursacher und als für Bürger*innen nicht zumut-
bar begriffen wird? 
Wie kann daran anknüpfend auch auf po-
litischer Ebene die Zukunftsfrage bearbeitet 
werden, wie ein Wirtschaften zugunsten einer 
selbstbestimmten Bewegungsfreiheit von allen 
Menschen aller Lebenslagen zu verwirklichen 
ist? Wie ist eine nachhaltige Privilegierung von 
Anwohner*innen und Nutzer*innen des öffent-
lichen Raumes und verträglicher Nahverkehrs-
mittel zu realisieren?
16 Zu dieser Frage entwickelte ein jüngeres Forschungsprojekt 
erste Ansatzpunkte, die weiterer Entwicklung bedürfen. Vgl. Meike 
Spitzner/Sandra Buchmüller, Energiesuffizienz – Transformation 
von Energiebedarf, Versorgungsökonomie, Geschlechterverhält-
nissen und Suffizienz. Bericht zum emanzipativen Suffizienzansatz, 
zur neuen genderreflektierten Methodik und Auswertung einer 
Fokusgruppe, Wuppertal Report 8/2016, https://energiesuffizienz.
files.wordpress.com/2014/06/wr8.pdf.
17 Vgl. Meike Spitzner, Nachhaltigkeit und gesellschaftliche 
Geschlechterverhältnisse – Probleme und Alternativen zu andro-
zentrischen Konzeptionen und Dimensionierungen von Ökonomie, 
Ökologie und Sozialität, in: Gaby Franger/Brigitte Sesselmann 
(Hrsg.), Orte für Frauen – Stadtraum gestalten und aneignen, 




Wie vergleichbare Fragen Anwendung finden 
(können), wird im Folgenden durch ein Beispiel 
aus der nationalen Klimapolitik veranschaulicht.
GESCHLECHTERGERECHTIGKEIT  
IN DER NATIONALEN KLIMAPOLITIK
Geschlechtergerechtigkeit ist auch für die natio-
nale Klimaschutzpolitik ein verbindliches Ziel. 
Die Grundlagen bilden das im Grundgesetz for-
mulierte Gleichstellungsgebot (Art 3. Abs. 2 
GG) sowie das in der Gemeinsamen Geschäfts-
ordnung der Bundesministerien (GGO) veran-
kerte Prinzip des Gender Mainstreamings. Die 
Umweltpolitik war eine Vorreiterin bei der Ent-
wicklung von Instrumenten und Verfahren zur 
Umsetzung des Gender Mainstreamings in der 
Bundesrepublik. 18 Allerdings werden die gleich-
stellungspolitischen Ziele gegenwärtig vor al-
lem auf der Ebene der institutionellen Gleich-
stellungspolitik im Bundesumweltministerium 
oder dem Umweltbundesamt umgesetzt, etwa 
durch das Aufstellen von Gleichstellungsplänen 
und gleichstellungsrelevanten Maßnahmenka-
talogen. 19 Eine systematische Überprüfung der 
Gleichstellungsrelevanz von umwelt- und kli-
mapolitischen Gesetzen und Maßnahmen findet 
bislang nicht statt.
Beispiel Hitzeschutz
Wie Klimapolitik zur Geschlechtergerechtigkeit 
beitragen kann, soll an einem aktuellen Beispiel 
aus der Klimaanpassungspolitik in Deutschland 
gezeigt werden. Da als Folge des Klimawandels 
die Häufigkeit und Dauer von Hitzewellen in 
Deutschland zunehmen, ist der Hitzeschutz ein 
wichtiges Handlungsfeld der Klimapolitik. Das 
Beispiel Hitzeschutz verdeutlicht, wie vielfältig 
die Verbindungen von Klimapolitik, Gender und 
Geschlechtergerechtigkeit sind.
Der Zusammenhang von Klimawandel und 
Gender wurde vor allem im Kontext der Aus-
18 Vgl. Doris Hayn/Irmgard Schultz, Wissenschaftliche Beglei-
tung zur Einführung des Gender Mainstreaming in die Regelpraxis 
des BMU. Abschlussbericht, Frank furt/M. 2004; Life e. V./Frauen-
umweltnetz (Hrsg.), Gender Mainstreaming in Deutschland. Auf 
dem Weg zu geschlechtergerechter Umweltpolitik in Deutschland, 
Frank furt/M. 2004.
19 Vgl. Arn Sauer, Gender und Nachhaltigkeit – institutionalisier-
te Gleichstellungsarbeit und Gender Mainstreaming im Umwelt-
bundesamt, in: Gender. Zeitschrift für Geschlecht, Kultur und 
Gesellschaft 1/2014, S. 26–43.
wirkungen von Hitzewellen untersucht. Statis-
tiken zeigen, dass die Sterberate von Frauen bei 
Hitzewellen erheblich höher ist als diejenige von 
Männern. 20 Allerdings beschränken sich Studien 
häufig darauf, Unterschiede zwischen den Ge-
schlechtern festzustellen. Die Gründe für die hö-
here Sterblichkeit von Frauen bleiben ungeklärt 
oder werden pauschal auf die höhere Lebenser-
wartung von Frauen zurückgeführt. Neuere Un-
tersuchungen stellen diese Erklärungen infrage 
und gehen davon aus, dass die physiologischen 
Auswirkungen von Hitzeereignissen durch sozi-
ale Faktoren beeinflusst werden. Die sozial kon-
struierte Zuständigkeit für Betreuung und Sorge-
arbeit durch Angehörige (GD2) spielt dabei eine 
wichtige Rolle.
Die erhöhte Mortalität von Frauen könn-
te demnach eine Folge der schlechteren Versor-
gung alleinlebender Personen sein, von der Frau-
en aufgrund ihrer höheren Lebenserwartung 
häufiger betroffen sind als Männer. 21 Aber auch 
die Schlechterstellung von Frauen im Bereich 
der Erwerbsökonomie, wie der sogenannte Gen-
der Gap bei Einkommen und Vermögen (GD3), 
spielen dabei eine Rolle. Frauen sind demnach 
besonders anfällig, ebenso wie weitere Perso-
nengruppen, die von der Unterstützung anderer 
abhängig sind. Dies betrifft vor allem Alleinle-
bende und Personen mit niedrigem sozioökono-
mischen Status. 22 Soziale Isolation und der damit 
einhergehende fehlende Zugang zu sozialen Net-
zen, die Sorgearbeit gewährleisten könnten, wer-
den generell als ein Risikofaktor angesehen, der 
eine erhöhte Vulnerabilität, also Anfälligkeit, ge-
genüber den Folgen des Klimawandels zur Fol-
ge hat. 23
Die verfügbaren Forschungsarbeiten enthal-
ten wichtige Erkenntnisse über die komplexe Art 
und Weise, wie soziale Geschlechtskonstruktio-
nen die Vulnerabilität von Frauen und Männern 
20 Vgl. Laurent Filleul et al., Extreme Temperatures and Mortality, 
in: Jerome O. Nriagu et al. (Hrsg.), Encyclopedia of Environmental 
Health, Burlington 2011, S. 693–699.
21 Vgl. Daniela D’Ippoliti et al., The Impact of Heat Waves on 
Mortality in 9 European Cities: Results from the EuroHEAT Project, 
in: Environmental Health 9/2010, S. 1–9. 
22 Vgl. Wendy Miller/Desley Vine/Zakaria Amin, Energy Efficien-
cy of Housing for Older Citizens: Does It Matter?, in: Energy Policy 
101/2017, S. 216–224.
23 Vgl. Julia Kravchenko et al., Minimization of Heatwave Mor-




unterschiedlich beeinflussen. So zeigt eine Unter-
suchung, dass Männer in den USA bei Hitzewel-
len deutlich häufiger ins Krankenhaus eingeliefert 
werden als Frauen und bevorzugt medizinisch 
behandelt werden (GD7). 24 Hier liegt es nahe, 
dass die geschlechtsspezifische Zuschreibung 
der Sorgearbeit (GD2) dazu führt, dass Männer 
eine bessere Versorgung durch Angehörige und 
Freunde erfahren; beispielsweise rufen Frauen 
eher Krankenwagen für Männer als umgekehrt. 
Geschlechtsspezifische Rollenerwartungen und 
Tätigkeitsmuster (GD1) können sich aber auch 
negativ auf die Vulnerabilität von Männern aus-
wirken. Nach Angaben der WHO sind Männer 
bei heißem Wetter aktiver als Frauen und sterben 
deshalb eher durch einen  Hitzschlag. 25 
Folgerungen für die  
politische Praxis
Welche Folgerungen sich daraus für eine ge-
schlechtergerechte Klimapolitik ergeben, lässt 
sich an einem aktuellen Beispiel verdeutlichen. 
Hitzeaktionspläne 26 sind ein Instrument des vor-
sorgenden Hitzeschutzes, mit deren Hilfe negati-
ve gesundheitliche Auswirkungen von Hitzewel-
len möglichst vermieden werden sollen (GD7).
Bei der Definition der Zielgruppen von Maß-
nahmen von Hitzeaktionsplänen sollte darauf 
geachtet werden, dass die Auswirkungen von 
sommerlichen Hitzewellen nicht nur durch phy-
siologische, sondern auch durch soziale Faktoren 
beeinflusst werden. Bei der Definition der Ziel-
gruppen von Hitzeaktionsplänen sind daher nicht 
allein physiologische Kriterien, wie Alter, Pflege-
bedürftigkeit oder chronische Krankheit zu be-
rücksichtigen. Vielmehr sollte auch die häusliche 
Situation, zum Beispiel das Vorhandensein pfle-
gender Angehöriger (GD2) oder die Art der Tä-
tigkeit beachtet werden, da im Freien körperlich 
schwer arbeitende Menschen ebenfalls besonders 
gefährdet sind.
24 Vgl. Michael T. Schmeltz et al., Identifying Individual Risk 
Factors and Documenting the Pattern of Heat-Related Illness  
Through Analyses of Hospitalization and Patterns of Household 
Cooling, in: PLoS One 3/2015, http://journals.plos.org/plosone/
article/file?id=10.1371/journal.pone.0118958&type=printable.
25 Vgl. World Health Organisation (WHO), Gender, Climate 
Change and Health, Genf 2014.
26 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Re-
aktorsicherheit (BMUB), Handlungsempfehlungen für die Erstellung 
von Hitzeaktionsplänen zum Schutz der menschlichen Gesundheit, 
Bonn 2017.
Die unterschiedlichen Lebenssituationen von 
Männern und Frauen spielen auch hier eine wich-
tige Rolle: So sollte bei konkreten Pflege- und 
Betreuungsmaßnahmen beispielsweise die höhere 
Vulnerabilität von älteren alleinlebenden Perso-
nen berücksichtigt werden, bei denen Frauen die 
Mehrzahl bilden (GD4). Auch bei der Ansprache 
dieser Zielgruppen sollten die unterschiedlichen 
Lebenssituationen berücksichtigt werden. 
Die Umsetzung von Hitzeaktionsplänen er-
folgt durch Netzwerke auf kommunaler Ebene, 
die geeignete Pläne erarbeiten und aktiv Maßnah-
men einleiten sollen. Diese Netzwerke umfassen 
zuständige Stellen der kommunalen Verwaltung, 
Organisationen und Einrichtungen des Katastro-
phenschutzes (Feuerwehr, Rettungsdienste) und 
des Gesundheitswesens sowie Pflege- und Er-
ziehungseinrichtungen. In diesen Netzwerken 
sind neben männlich dominierten Berufsgruppen 
auch solche Berufe repräsentiert, die eher weib-
lich konnotiert sind (GD3). Bei der Festlegung 
von Entscheidungsstrukturen und der Aufgaben-
verteilung im Netzwerk ist darauf zu achten, dass 
keine geschlechterhierarchisierenden Zuschrei-
bungen erfolgen (GD6).
Zudem sollte bei der internen Kommunika-
tion und in der öffentlichen Berichterstattung 
eine an tradierten Geschlechtervorstellungen ori-
entierte Zuschreibung von Aufgaben und Tätig-
keiten vermieden werden (GD1). 27 Bei der Zu-
weisung von Aufgaben und der Aufstellung von 
Dienstplänen (GD5) sollte berücksichtigt wer-
den, dass in den überwiegend von Frauen ausge-
übten Pflegeberufen häufig eine Doppelbelastung 
durch berufliche Aufgaben und die Zuständigkeit 
für die Betreuung von Kindern und pflegebedürf-
tigen Angehörigen besteht, die gerade in Krisen-
situationen (sommerliche Hitzeereignisse) zu ei-
ner Überlastung führen kann. 
Für die Bewältigung von Hitzeereignissen 
spielen neben verhaltensbezogenen auch bauli-
che Maßnahmen eine wichtige Rolle. So schützt 
eine gute Gebäudedämmung nicht nur vor Käl-
te, sondern kann auch einer sommerlichen Über-
hitzung entgegenwirken. Untersuchungen zum 
Thema Energiearmut haben gezeigt, dass Bevöl-
kerungsgruppen mit mehrfachen Benachteili-
gungen (zum Beispiel durch geringe Einkommen 
27 Vgl. Doris Damyanovic et al., GIAKlim – Gender Impact As-
sessment im Kontext der Klimawandelanpassung und Naturgefah-
ren, Endbericht von StartClim2013, Wien 2014.
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und Migrationshintergrund) häufig in Stadtquar-
tieren leben, die einen schlechten energetischen 
Gebäudestandard aufweisen. 28 Maßnahmen zum 
Hitzeschutz sollten daher nicht nur am Ziel der 
Geschlechtergerechtigkeit ausgerichtet sein, 
sondern auch weitere Formen der sozialen Be-
nachteiligung berücksichtigen (GD4). Planeri-
sche Maßnahmen zum verbesserten Hitzeschutz 
(GD5) sollten zum Beispiel einen besonderen 
Schwerpunkt auf Gebiete mit einkommens-
schwachen Haushalten und einer schlechten Ge-
bäudequalität legen.
FAZIT
In der internationalen Klimapolitik wird zuneh-
mend anerkannt, dass Klimawandel und Ge-
schlechtergerechtigkeit in einem engen Zusam-
menhang stehen. Im Unterschied zu Ländern 
des Globalen Südens findet die Bedeutung der 
Geschlechterverhältnisse für eine effektive Kli-
mapolitik in Industrieländern erst seit Kurzem 
mehr Beachtung. Eine Vielzahl von Studien be-
legt auch für Länder des Globalen Nordens die 
Relevanz der Geschlechterverhältnisse für Kli-
mawandel und Klimapolitik, doch werden struk-
turelle Bedingungen und Machtverhältnisse nur 
wenig  thematisiert.
Entlang der sieben Gender-Dimensionen 
lassen sich Voraussetzungen gesellschaftlicher 
Transformation differenziert betrachten. Das 
Beispiel Hitzeschutz verdeutlicht, dass die Aus-
wirkungen des Klimawandels auch in den Län-
dern des Nordens durch die Geschlechterverhält-
nisse beeinflusst werden. Davon betroffen sind 
eine Vielzahl unterschiedlicher, in den Gender-
Dimensionen adressierter Bereiche wie die Orga-
nisation der Erwerbs- und Sorgearbeit, der Zu-
gang zu Ressourcen, Gesundheitsvorsorge oder 
politische Beteiligung.
Die Klimapolitik kann daher einen wichtigen 
Beitrag zur Geschlechtergerechtigkeit und zum 
Abbau von Geschlechterhierarchien leisten und 
durch die Berücksichtigung von Genderaspek-
ten zugleich ihre gesellschaftliche Wirksamkeit 
verbessern. Bisher wird dieses Potenzial erst in 
28 Vgl. Karin Großmann, Energiearmut als multiple Depriva-
tion vor dem Hintergrund diskriminierender Systeme, in: dies./
André Schaffrin/Christian Smigiel (Hrsg.), Energie und soziale 
Ungleichheit. Zur gesellschaftlichen Dimension der Energiewende in 
Deutschland und Europa, Wiesbaden 2017, S. 55–78.
Ansätzen genutzt. In Abstimmung mit dem Um-
weltbundesamt wird derzeit in unserem gemein-
samen Forschungsvorhaben ein neues Instrument 
des Gender Impact Assessment entwickelt, das 
dazu dienen soll, die Integration der Genderper-
spektive für die Planenden von klimapolitischen 
Programmen und Maßnahmen handhabbarer zu 
machen.
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